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nur die tarifrechtliche Regelung der Lohn- und Anstellungsbedingungen
ihrer Arbeiter, Angestellten und Beamten helfen. Der Tarifvertrag
allein wird auch den kommunalen Wohnungsbau wieder in Bewegung
zu bringen vermögen, wenn bei allen kommunalen Regiebauten nämlich

die Lohn- und Arbeitsbedingungen durch Abschluß von
Tarifverträgen auf Grund der ortsüblichen Ansätze im Baugewerbe festgelegt

werden.
Bei der feinerzeitigen Verwirklichung der Selbstverwaltung der

gemeindlichen Anternehmen wird überhaupt nur noch tarifrechtliche
Regelung der Lohn- und Anstellungsbedingungen ihres Personals
in Frage kommen.

So zeigt die Nachkriegszeit Probleme der Kommunalpolitik,
deren Lösung in sozialistischem Sinne durchaus möglich sein wird*).

Ein proletarischer Frauenbund?
Von Jacques Schmi d*).

Wir geben den nachfolgenden Bericht des Genossen
Jacques Schmid über den folothurnischen Versuch einer
sozialistischen Frauenorganisation auf anderer Grundlage
hier gerne bekannt, in der Meinung, es sei notwendig,
der Frage der Frauenorganisation und der politischen
Frauenpropaganda vermehrte Aufmerksamkeit zu schenken.

Die Red.
Die Organisierung der proletarischen Frauen ist ein Problem,

das man schon auf verschiedene Art zu lösen versuchte. Vor zehn
und mehr Jahren hatten wir den schweizerischen Arbeiterinnenverband
mit dem Organ „Die Vorkämpferin". Im ganzen Lande herum hatte
diefe Organisation Sektionen. Während der Kriegszeit verschmolz
man diese Sektionen mit der Partei und löste den Verband auf.
Aus den früheren Sektionen des Arbeiterinnenverbandes wurden jetzt
die Frauengruppen der Partei, an Stelle des Zentralvorstandes kam
die schweizerische Frauenagitationskommission. Bei der Spaltung der
Partei verschwand die „Vorkämpferin". Die Parteiblätter führten
die Frauenbeilagen ein, die ihren Stoff zum Teil aus der von der
Partei herausgegebenen „Frauenkorrespondenz" nehmen.

Dies die Form, die die Partei für die Organisierung unserer
Arbeiterfrauen schuf. Die Frau steht also mit gleichen Rechten und
Pflichten in der Partei.

Das wäre ideal, wenn es wirklich so wäre! Es ist aber eben

nicht so. Es sind nur einige wenige kleine Grüppchen von Frauen,
die in den größeren, hauptsächlich städtischen Parteisektionen organisiert

sind. Der große Kaufen unserer Arbeiterfrauen aber steht der
Partei organisatorisch fern. And was das bedeutet, das sollte man
den Parteigenossen nicht erst sagen müssen.

*) Vergleiche „Kommunalpolitik, Grundlagen zu einem Bildungskurse"
von l)r. Sans Sprecht, herausgegeben von der Sozialdemokratischen Partei
des Kantons Zürich.
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Warum ist es so Warum stehen nicht Mann und Frau gemeinsam

in der Partei? Ein Grund ist, weil es den Arbeiterfamilien
schwer fällt, gleich für zwei den Parteibeitrag zu bezahleu. Aber
das ift nicht der Hauptgrund. Diefer ist darin zu suchen, daß wir in
der Schweiz das Frauenwahl- und -stimmrecht noch nicht haben, daß
also die Frau vom politischen Leben noch
ausgeschlossen i st. Was soll sie denn da in der Partei tun? Ja,
ich höre schon den Widerspruch, den diese Frage erregt. Die Frau
soll mit gleichem Interesse sich an der Parteiarbeit beteiligen wie der
Mann, sie soll eben innerhalb der Partei und mit der Partei dafür
wirken, daß fie politisch gleichberechtigt wird. Sehr schön, aber sie

ist es noch nicht, und noch ist ein großer Teil der Parteigenossen selbst

gegen das Frauenwahl- und -stimmrecht, weil sie mit Recht befürchten,
daß die Frauen noch in ihrer Mehrzahl die konservativen Parteien
verstärken würden.

And das ist der Hauptgrund : wir sind in der Schweiz
mit allen unseren politischen Verhältnissen
zu weit rückständig, als daß die Frauen mit
gleichem Interesse iin öffentlichen Leben stehen
könnten wie die Männer. Gewiß haben wir Genossinnen,
die in vorbildlicher Weise sich am Parteileben beteiligen. Aber geht
und zählt sie, es sind nur wenige, allzuwenige.

Die Masse der Arbeiterfrauen aber steht außerhalb jeder Organisation

der klassenbewußten Arbeiterschaft. Denn auch die Zahl der
weiblichen Mitglieder der Gewerkschaften ist nicht groß. Dafür laufen
Arbeiterfrauen zu Haufen in die Kirchen aller Art, in die „Stündeli",
sind Mitglieder neutraler Frauenvereine mit allerhand Zweckbestimmungen

und allen möglichen Zielen, nur nicht sozialistischen. Aber
schließlich hat eben auch jede Frau wie der Mensch schlechthin das
Bedürfnis, fich einer Gemeinschaft anzuschließen, wo sie Geselligkeit,
Ablenkung vom grauen Alltag, Verständnis für ihre nächstliegenden
Interessen ufw. findet. Dieses Bedürfnis kann die Frau als
Parteigenossin höchstens in den größeren Sektionen mit eigenen geselligen
Korporationen befriedigen. An allen anderen Orten schließt sie sich

den sogenannten neutralen Vereinigungen an oder bleibt in häuslicher
Vereinsamung allein.

Im Jahre 1920 haben die Genossinnen im Kanton Solothurn
einen proletarischen Frauenbund gegründet, in dem sie

alle Arbeiterfrauen sammeln und ihnen das bieten wollen, was ihnen
bisher die neutralen (lies bürgerlichen) Frauenvereinigungen geboten
haben : allerhand Kurse in praktischen Arbeiten für Haus und Familie,
Geselligkeit, schöngeistige Unterhaltung, Belehrung usw. Im
Programm steht ferner die Schaffung eines Erholungsheimes für die

Mitglieder, einer Anterstützungskasse zur Befreiung vom bürgerlichen
Almosen, die Förderung kollektiver Frauenarbeit zum Nutzen der
Gemeinschaft, Förderung der Genossenschaftsbewegung, Anterftützung
der politischen und gewerkschaftlichen Bestrebungen der Arbeiterschaft

usw.
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Der proletarische Frauenbund des Kantons Solothurn bildet
gemeinsam mit dem kantonalen Gewerkschaftskartell und der kantonalen

sozialdemokratischen Partei den Arbeitersekretariatsverband, der
in Solothurn und Ölten Sekretariate unterhält, an die der Staat laut
Gesetz 75 Cts. pro Jahr und Mitglied der Gewerkschaften und Frauenvereine

Subvention bezahlen muß. Die im proletarischen Frauenbund
organisierte Frau darf laut Statut keiner anderen politischen Partei
angehören als der sozialdemokratischen und keiner anderen Gewerkschaft
als den unseren, den dem Gewerkschaftsbund angeschlossenen. Damit
ist dem proletarischen Frauenbund die Richtung gegeben.

Zur Stunde hat der proletarische Frauenbund in acht Sektionen
über 500 Mitglieder organisiert, von denen ein Teil, es sind das die

führenden Genossinnen, zugleich auch in der Partei organisiert sind.
Aber auch die übrigen Mitglieder des proletarischen Frauenbundes
können ohne weiteres die Parteiversammlungen besuchen und werden
als Genossinnen anerkannt. Sie genießen die Vorteile des unentgeltlichen

Rechtsbeistandes durch die Arbeitersekretariate und stellen z. B.
in Ölten ihre Vertretungen in die der Frau geöffneten Kommissionen
der Annenpflege und der Arbeits- und Haushaltungsschule. Auch
in den Bildungsausschüsseu sind die Sektionen des proletarischen
Frauenbundes vertreten.

Doch nun zum Schluß die Hauptsache. Durch diese Organi-
sationssorm konnten in kürzester Zeit einige hundert Frauen organisiert

in den Dienst der Arbeiterbewegung gestellt werden, die sonst
unserer Sache fernstehen würden oder deren Kräfte für die Bewegung
zum mindesten lahmgelegt wären. In ihren eigenen Organisationen
mit der eigenen Verwaltung entwickeln diese Frauen eigenes Leben
und schaffen neue Energien für das Ganze der
Arbeiterbewegung. Sie haben, eben wegen unferer
politischen Zustände, noch so viel ihren heutigen Interessen Näherliegendes
zu tun als im Parteigetricbe und können dannt die ganze proletarische
Frauenwelt aus den Maschen des bürgerlichen Gesellschaftslebens
löfen, fie den Fangarmen der sogenannten neutralen Frauenvereine
entreißen und damit der bürgerlichen
Jugenderziehung im Arbeiter stand den Boden
entziehen.

Man überdenke sich das Problem der Organisierung der
proletarischen Frau einmal nach dieser Richtung und prüfe, ob man im
Kanton Solothurn nicht den richtigen Weg beschritten habe. Unsere
Ueberzeugung ist, daß, wenn man allüberall in der Schweiz zur Gründung

proletarischer Frauenbünde im Sinne des solothurnischen schreiten
und dann dieselben in einen schweizerischen Verband zusammenfassen
würde, es könnten Tausende von Arbeiterfrauen
organisiert werden, die jetzt von der Partei einfach nicht
zu erreichen sind. Das würde dann das Erziehungsproblem
der Arbeiterjugend auf einen ganz neuen Boden stellen
und die Sache des Sozialismus gewaltig
fördern. Dann brauchte die Arbeiterschaft auch das Frauenstimm- und

157



-Wahlrecht nicht mehr wegen konservativer Auswirkung zu fürchten
und die Parteipresse würde bei der proletarischen Frauenwelt mehr
Förderung finden.

Wenn diese kurze Skizzierung des Problems etwas zu seiner
Lösung beiträgt, dann ist der Zweck dieser Zeilen erreicht.

Kommunale Konfumsteuern.
Von Ernst Nobs.

Im gleichen Sinne, wie die Zölle als indirekte Steuern oder
Konsumsteuern bezeichnet worden sind, hat man auch die Ueber-
schüsse kommunaler Monopolbetriebe (wie die der
Gaswerke, der Elektrizitätswerke und der Wasserwerke) indirekte
Steuern oder Kon sumsteuern geheißen. In gleicher
Weise könnten etwa hohe Ueberschüsse bei Straßenbahnen
Verkehrssteuer genannt werden. Allein mit diesen mehr oder weniger
zutreffenden Bezeichnungen ist für die Klarstellung des Problems gar
nichts gewonnen. Im Gegenteil! Wir sehen, wie die Uebertragung
gewisser rubrizierender Fachausdrücke auf diefes Gebiet viel Unheil
angerichtet hat. So bringt uns zum Beispiel die Anwendung der
Formel von der Verwerflichkeit der indirekten
Steuern hier keiner Einsicht näher. Sie ist gegenteils eher
geeignet, Unklarheiten zu schaffen, den Blick zu trüben und allerlei
Mißverständnisse hervorzurufen. Am berechtigtsten scheint mir noch zu sein,
von kommunalen Konsum st euern zu sprechen, wenn man Wert
darauf legt, diese Ueberschüsse irgendwie als Steuern zu
kennzeichnen, was sie ja auch tatsächlich sind.

Wie unzulänglich die Formel von den indirekten Steuern hier ist,
geht schon daraus hervor, daß durchaus nicht alle Aeberschüsse
kommunaler Betriebe aus einer Besteuerung der arbeitenden Volksschichten
fließen müssen. Es ist durchaus denkbar und im Bereich des Möglichen,
daß durch eine andere Staffelung der Tarife nicht der Kleinkonsument,
nicht die arbeitenden Volksschichten die höchsten Preise zu zahlen
hätten für Gas und Licht, wie das heute der Fall ist, sondern
umgekehrt die Bessersituierten. Gegen eine solche indirekte Besteuerung
wäre von sozialen Gesichtspunkten aus nichts einzuwenden. Ebensowenig

wäre in dieser Hinsicht gegen hohe Aeberschüsse, z. B. eines
Elektrizitätswerkes, einzuwenden, unter der Voraussetzung, daß der
kleine Haushaltungskonsum zu diesen Aeberschüsse« nicht erheblich
beizutragen habe, sondern den elektrischen Strom zu einem Preise erhalte,
der nur um weniges über den Selbstkosten steht. Was dann als Aeber-
schuß noch verbliebe, wäre als Gewinn auf der Stromabgabe für
industrielle und gewerbliche Zwecke zu betrachten und demgemäß höchstens
von induftrie- und produktionspolitischen Gesichtspunkten aus
anzufechten.

Der Streit dreht sich also nicht um leere Formeln oder liebgewonnene

Losungen, die man aus alter Gewohnheit, vielleicht auch aus
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